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Die ostdeutschen Landesverfassungen als dynamische
Integrationsstifter
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Zusammenfassung
Der Beitrag untersucht anhand der Verfassungen, inwieweit die Institutionenpolitik in Ostdeutsch-
land mit der Einführung der Institutionen abgeschlossen war. Er zeigt, dass die Verfassungen häufig
geändert wurden, gibt einen Überblick über die ähnlichen Materien und Gründe dieser Änderungen
sowie über die Verfassungsdynamik jenseits des Verfassungstextes. Der Beitrag argumentiert, dass
die Verfassungspolitik und Verfassungsauslegung in den neuen Ländern Integrationsdefizite der Bun-
desebene kompensieren kann und sondiert die Mechanismen dieses Ausgleichs. Da die Einbettung in
den bundesdeutschen Föderalismus ihre Risiken abmildert, könnten die Freiräume für integrations-
förderliche politisch-institutionelle Experimente stärker genutzt werden.
1. Einleitung1
Freiheit, Demokratie und Marktwirtschaft – das waren die Ziele der Protestkund-
gebungen in der DDR 1989, der Reaktionen der Volkskammer, der Verhandlungen
an den Runden Tischen und der Arbeit in den frei gewählten Volksvertretungen ab
1990. Ergebnis waren zunächst 13 grundlegende Änderungen und Ergänzungen der
DDR-Verfassung durch die Volkskammer zwischen Dezember 1989 und Juli 1990,
darunter die Streichung des Führungsanspruchs „der Arbeiterklasse und ihrer mar-
xistisch-leninistischen Partei“ (Art. 1 Satz 2) am 1.12.1989 und die Verabschie-
dung des Verfassungsgesetzes zur Bildung von Ländern vom 22.7.1990 (Verfas-
sung der DDR o.J.). Diese Änderungen brachen klar mit den staatstragenden Prin-
zipien der DDR (Würtenberger 1995; Hillgruber 2010: 195 ff.) und können daher
als demokratische Verfassungsgebung ohne Verabschiedung eines neuen Doku-
ments betrachtet werden, ähnlich dem Fall Ungarn (Lorenz 2011a). Ein vom Zen-
tralen Runden Tisch der DDR erarbeiteter Entwurf einer neuen DDR-Verfassung
wurde aufgrund des eindeutigen Wählervotums für einen schnellen Beitritt zur
Bundesrepublik Deutschland im März 1990 nicht mehr vom DDR-Parlament be-
handelt (Stein 2011), doch wichtige Ideen dieses Entwurfes, so zu Grundrechten,
Bürgerbeteiligung und Staats-Kirchen-Verhältnis, gingen nicht verloren.
1 Ich danke der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur für die Förderung eines Publika-
tionsvorhabens zur Verfassungspolitik in den neuen Ländern und Berlin, in dessen Rahmen die in
diesem Aufsatz erwähnten Daten erhoben und ausgewertet wurden.
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Es folgten weitere wichtige verfassungspolitische Schritte: die Einführung der
Ostberliner Verfassung 1990, die Verhandlungen zum Einigungsvertrag, die den
verfassungspolitischen Weg zur Einheit festlegten, die Arbeit der Gemeinsamen
Verfassungskommission von Bundestag und Bundesrat, die Verfassungsgebungen
in den fünf neuen Ländern und die Verfassungsrevision in Berlin 1995. Überall
ging es nach dem 1989er Schnellfeuer der großen Parolen um die konkrete Ausge-
staltung der Demokratie sowie des Verhältnisses zwischen Staat und Bürgern, Staat
und Wirtschaft, Staat und intermediären Organisationen (z.B. Parteien, Kirchen,
Verbänden). In allen Fällen sahen die Akteure den Bedarf einer zügigen und
rechtsförmigen Verfassungsgebung. Bis auf Berlin, das erst 1995 folgte, waren die
verfassungsgebenden Aushandlungen 1992/93 inhaltlich abgeschlossen.
Fast überall ließen die Machtkonstellationen es zu, dass sich nur zwei Parteien
auf die Verfassungsnormen einigten.2 In der Praxis ging der Verfassungskompro-
miss selten über CDU, SPD und FDP hinaus. Es spiegelte die damaligen gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen wider, dass zwei dieser Parteien in der DDR3 in
den Block systemtragender Parteien eingebunden gewesen waren und viele ihrer
Abgeordneten ein Leben ohne Systemopposition hinter sich hatten, während die
intellektuellen Impulsgeber der „friedlichen Revolution“, die Bürgerrechtler, meist
nur insoweit in den Verfassungskompromiss eingebunden waren, wie sie sich den
Mehrheitsverhältnissen angepasst und in die genannten Parteien eingebracht hatten.
Ebenso wenig eingebunden war die Nachfolgerin der „führenden Partei“ der DDR,
die PDS, die meist drittstärkste Kraft in den verfassungsgebenden Parlamenten
war. Sie vertrat ironischerweise oft ähnliche verfassungspolitische Präferenzen wie
die Bürgerrechtler.
Während auf Bundesebene trotz der Pfadwechsel fördernden Sondersituation4
und trotz der verfassungsrechtlich sogar explizit vorhandenen Alternative einer ge-
samtdeutschen Verfassungsgebung das formelle Institutionengefüge im Wesentli-
chen fortgeschrieben wurde (u.a. Glaeßner 2001), spiegelten die Verfassungen der
neuen Länder spezifische Präferenzen wider und enthielten stärker identitätsstif-
tende Elemente, besonders in Form der Grundrechtekataloge (Häberle 1993, 1994;
Vorländer 2011: 20ff.). Dies galt eingeschränkt auch für die Verfassung des wie-
dervereinten Berlins von 1995.
Wenig ist darüber bekannt, was eigentlich nach der institutionellen Neuschrei-
bung folgte. Dieser Beitrag geht daher zunächst anhand der Verfassungen der Fra-
2 Für die Landesverfassungsgebungen hätte gemäß Übergangsverfassungen theoretisch auch eine ein-
fache Mehrheit gereicht, aber überall wurde eine Zweidrittelmehrheit als angemessen betrachtet.
3 Die CDU der Bundesrepublik Deutschland vereinigte sich 1990 mit den ehemaligen DDR-
Blockparteien CDU und Demokratische Bauernpartei (DBD). Die FDP fusionierte mit den ehemali-
gen Blockparteien Liberal-Demokratische Partei (LDP, zuvor LDPD) und Nationaldemokratische
Partei Deutschlands (NDPD). Diese Fusionen verdrängten alte Eliten, ermöglichten jedoch auch ei-
nigen Parteifunktionären die Fortsetzung ihrer politischen Karriere.
4 Sondersituationen bzw. „endogene“ oder „exogene Schocks“ fördern ceteris paribus institutionelle
Pfadwechsel bzw. die Übernahme neuer institutioneller Logiken (Peters u.a. 2005; Capoccia/Kele-
men 2007). Dass dies 1990 nur für die DDR, nicht für die Bundesrepublik zutraf, verweist darauf,
dass Pfadwechsel die Wahrnehmung eines Bedarfs bei den regierenden Parteien voraussetzen.
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ge nach, inwieweit die politischen Institutionen in Ostdeutschland mit ihrer Einfüh-
rung etabliert waren. Er analysiert dafür zum einen die Häufigkeit, Materien und
Gründe nachfolgender Verfassungsänderungen und vergleicht sie mit den Altlän-
dern und den ostmitteleuropäischen Demokratisierungsstaaten. Zum anderen be-
leuchtet er den impliziten Verfassungswandel durch Gerichte. Auf diese Weise
stellt er empirisches Wissen für künftige Analysen von Ursache-Wirkungs-Bezie-
hungen bereit. Denn obwohl die Ähnlichkeit der neuen Länder und damit der Aus-
schluss vieler potenzieller „Störfaktoren“ optimale Bedingungen für vergleichende
Untersuchungen liefert (vgl. Kropp 2001; Jun/Haas/Niedermayer 2008; Melchert/
Freitag i.d.B.), wurde dieses Potenzial von der Verfassungs- und Föderalismusfor-
schung bislang kaum genutzt.
Im vierten Abschnitt thematisiert der Beitrag, welche Effekte die Einbettung
der Verfassungspolitiken in das bundesdeutsche Mehrebenensystem hinsichtlich
der Integrationskraft von Verfassungen hat und in welchem Verhältnis dies in Be-
zug auf potenzielle Risiken von Verfassungsänderungen steht, die oft als Argument
gegen institutionelle Neuerungen ins Feld geführt werden. Schließlich konstituie-
ren die Länder die Bundesrepublik erst, sind aber mit der Bundesebene umfassend
rechtlich und politisch verbunden. In vielen Bereichen sind Bundesnormen rele-
vant, doch gewährleisten sie durchaus Raum für Entwicklungsvielfalt und unter-
schiedliche Auslegungen in den Ländern. Effekte auf der einen Ebene können da-
her durch Effekte auf anderer Ebene ausgeglichen oder verstärkt werden. Wie dies
geschieht, war für die deutsche Landesverfassungspolitik bislang kaum Gegenstand
politikwissenschaftlicher Analysen. Auch hier betritt der Beitrag Neuland.
2. Viele Verfassungsänderungen, typische Materien, aber
Individualität im Detail
Nicht nur der Kontext der Verfassungsgebung war in den neuen Ländern ähnlich
ausgeprägt, auch die eingeführten Verfassungen ähnelten sich bis zu einem gewis-
sen Grad: Sie passten sich in die bundesstaatliche Ordnung ein, waren ausnahmslos
Vollverfassungen mit mehr oder weniger ausführlichen Vorkehrungen zu Grund-
rechten und Staatszielen, sie erkannten das Recht auf Opposition an, regelten in der
Verfassung einige Aspekte, die sonst in Geschäftsordnungen normiert sind, um sie
besonders zu schützen (beispielsweise den Fraktionsstatus), sahen Möglichkeiten di-
rekter Demokratie vor, etablierten eigene Verfassungsgerichte mit ähnlichen Kom-
petenzen und die Verfassungsbeschwerde auf Landesebene. Zudem enthielten sie
dieselbe Mehrheitshürde für Verfassungsänderungen – eine Zweidrittelmehrheit.5
Schließlich war auch der Wirkungskontext der Verfassungen im Vergleich zu den
5 Die Verfassung Sachsen eröffnet zudem die alternative Möglichkeit, Verfassungsänderungsinitiati-
ven, die im Landtag von einer Mehrheit gestützt werden, aber keine Zweidrittelmehrheit erhalten, ei-
nem Volksentscheid vorzulegen.
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Altländern recht ähnlich und der Gesamtstimmenanteil jener Parteien, die den Ver-
fassungskompromiss trugen, blieb relativ konstant.
Ein großer theoretischer Strang der Institutionen- und Verfassungsliteratur
lässt angesichts dieser ähnlichen Rahmenbedingungen der Verfassungsgebung und
Verfassungswirkung vermuten, dass die Verfassungen in den neuen Ländern und
Berlin eine ähnliche Entwicklung nahmen und sich nach ihrer Annahme eher we-
nig wandelten, da die zentralen Normsetzungen ja gerade eben erst stattgefunden
hatten.6 Doch im Gegensatz zu diesen Vermutungen variierten die Häufigkeit und
die Intensität, mit der die Parlamente die Landesverfassungen seither änderten,
durchaus deutlich. Hierin ähneln die neuen Länder den ostmitteleuropäischen Staa-
ten nach 1989 (Lorenz 2011a).
Tabelle 1 zeigt in Spalte 3 die jeweilige Zahl der Änderungsgesetze. Da sie
teilweise nur einzelne Regelungen, teilweise aber auch große Textteile modifizier-
ten oder ergänzten, weist Spalte 4 zusätzlich die Zahl der geänderten Artikel aus.
Spalte 3 informiert also darüber, wie oft verfassungsändernde Mehrheiten mobili-
siert wurden, und Spalte 4 über die Intensität der jeweils vorgenommenen Ände-
rungen und Ergänzungen. Spalte 5 enthält als weitere Information den Anteil der
geänderten Artikel an allen Artikeln, da die Verfassungen unterschiedlich viele
Sachverhalte normieren. Spalte 6 setzt diese Änderungsanteile ins Verhältnis zum
Zeitraum seit dem Inkrafttreten der Verfassungsnormen, um trotz unterschiedlich
langer Zeiträume einen sinnvollen Vergleich zu ermöglichen.
Tabelle 1: Änderungshäufigkeit und -intensität im Vergleich
Land Jahr des
Inkraft-
tretens
Anzahl der
Änderungs-
gesetze
Änderungs-
gesetze
pro Jahr
Anzahl
geänderter*
Artikel
Anteil
geänderter
Artikel in %
Anteil
geänderter Art.
in % pro Jahr
Berlin 1995 11 0,7 38 38 2,5
Brandenburg 1992  5 0,3 21 18 1,0
Meckl.-Vorpommern 1994  3 0,2 10 10 0,6
Sachsen 1992  0 0,0  0  0 0,0
Sachsen-Anhalt 1992  1 0,1 10 10 0,5
Thüringen 1994  4 0,2  7  7 0,4
Mittelwert  3 0,2 11 11 0,8
* inklusive Ergänzungen oder Streichungen
Stand: 31.12.2010
Quelle: eigene Recherche und Berechnungen.
Wie zu erkennen ist, wurde nur in einem der sechs Länder – in Sachsen – die Ver-
fassung nicht geändert. Recht häufig bewegten hingegen die Abgeordneten in Ber-
lin und Brandenburg die verfassungsrechtlichen Stellschrauben. Von 1992 bzw.
1995 bis 2010 änderten sie insgesamt ganze 18 beziehungsweise 39 Prozent der
Verfassungsartikel. Dazwischen lagen mit einer mittelgroßen Änderungsintensität
                                                     
6 Für einen Überblick über Ansätze zur Erklärung von Verfassungsänderungen siehe Lorenz 2008:
28ff.
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Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen, wo bislang zehn bzw.
sieben Prozent aller Artikel geändert wurden. Sachsen und Berlin weisen die größ-
ten Abweichungen vom Mittelwert der Änderungsintensität auf, der in der achten
Zeile angegeben ist.
Die neuen Länder liegen insgesamt leicht unter dem Mittelwert der Altländer
(0,2 vs. 0,3), doch hatten sie ja im Gegensatz zu diesen mit der Verfassungsgebung
gerade erst ausführlich verfassungspolitisch Pflöcke eingeschlagen. Die neuen Län-
der und Berlin weisen eine wesentlich geringere Verfassungsänderungsintensität
auf als die ostmitteleuropäischen Demokratisierer, abgesehen von Estland, Litauen
und Slowenien (Lorenz 2011a). Dies liegt möglicherweise an der Einbindung in
den kooperativen Föderalismus, der viele Materien auf der Bundesebene regelt,
oder auch an der relativ großen gesellschaftlichen und politischen Homogenität der
Länder.
Vergleicht man die Verteilung von Änderungshäufigkeit und –intensität mit
dem verfassungspolitischen Aktivitätsmuster jener alten Bundesländer, die ihre
Landesverfassungen nach dem Grundgesetz verabschiedeten, in den ersten zwei
Jahrzehnten ihres Bestehens, so ergeben sich Ähnlichkeiten. Gemessen an den Ver-
fassungsänderungsgesetzen pro Jahr, wandelt Sachsen-Anhalt auf den Pfaden des
damaligen Hamburg und Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern auf je-
nem Nordrhein-Westfalens und Brandenburg und Thüringen auf jenen des damali-
gen Baden-Württemberg und Niedersachsen. Insgesamt ist die Dynamik nach der
Verfassungsgebung bemerkenswert und sollte künftig stärker erforscht werden.
Sachsen ist diesbezüglich – auch historisch – der einzige „Ausreißer“, was eben-
falls zu Analysen einladen sollte.
Dass sich hingegen für die stetigen und extensiven Verfassungsänderungen in
Berlin kein historisches Beispiel findet, liegt vermutlich daran, dass Berlin kein
echtes „neues“ Land ist. Vergleicht man seine Verfassungsänderungen pro Jahr mit
jenen der „reifen“ Ländern in der jüngsten Vergangenheit, nämlich seit Verabschie-
dung des Einigungsvertrages 1990, so liegt dieser Wert etwas über dem des aktivis-
tischen Stadtstaates Bremen (0,6), mit dem Berlin das Spitzenduo weitab vor den
anderen Ländern bildet.
Nicht nur die Gesamtbilanz, auch die zeitliche Verteilung der Verfassungsän-
derungen variierte stark. Die Berliner Abgeordneten beschlossen bereits kurze Zeit
nach Inkrafttreten der Verfassungsrevision 1995, die der Beitritt Ostberlins erfor-
dert hatte,7 erneut Änderungen und regelten auch in den Jahren danach viele Mate-
rien in großem Umfange neu. Die Brandenburger Abgeordneten waren ebenfalls
7 Die Ostberliner Abgeordneten banden in Art. 88 der 1990 von ihnen verabschiedeten Verfassung die
Wiedervereinigung der Stadt daran, dass die vom neugewählten Gesamtberliner Parlament für gültig
zu befindende Gesamtberliner Verfassung den Auftrag enthalte, in der ersten Wahlperiode auf der
Grundlage der Berliner Verfassung von 1948, der Verfassungen West- und Ostberlins eine endgülti-
ge Verfassung von Berlin zu erarbeiten und durch Volksentscheid in Kraft zu setzen. Der Rechtssta-
tus dieser Verfassung war zwar umstritten, aber politisch erzielte sie den angestrebten Effekt: Das
Westberliner Abgeordnetenhaus verabschiedete 1990 eine Verfassungsänderung mit den entspre-
chenden Vorgaben.
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relativ zügig, nämlich drei Jahre nach der Verfassungsgebung, und dann regelmä-
ßig wieder verfassungspolitisch aktiv – allerdings oft mit Ergänzungen statt Ände-
rungen und weniger umfassend als die Berliner. Die Thüringer modifizierten erst-
mals fünf Jahre nach der Verabschiedung und danach regelmäßig die Verfassung,
jedoch in etwas größeren Zeitintervallen und inhaltlich nicht umfangreich. Die Ab-
geordneten in Mecklenburg-Vorpommern änderten sieben Jahre nach Inkrafttreten
der Verfassung deren Normen leicht, gingen sechs Jahre später gleich deutlich be-
herzter ans Werk und nahmen ein Jahr später eine weitere kleine Änderung vor.
Sachsen-Anhalts Volksvertreter setzten ebenfalls angesammelte Neuerungsideen
zusammen um, als sie 13 Jahre nach der Verfassungsgebung gleich mehrere Artikel
änderten. Wie zu erkennen ist, verkürzten sich die Abstände zwischen den Verfas-
sungsänderungen tendenziell. Sowohl die Varianz der Änderungsintensität als auch
die verkürzten Abstände unterstreichen die Erklärungskraft akteurszentrierter neo-
institutionalistischer Ansätze (Kneip/Lorenz 2011; Lorenz/Seemann 2009).
Ungeachtet dieser individuellen Gesamtverläufe weisen die Verfassungsände-
rungen einige Ähnlichkeiten untereinander und zur Bundesebene auf. Die meisten
von ihnen wurden im Parlament initiiert und zu einem ähnlichen Zeitpunkt verab-
schiedet, nämlich in jedem Land durchschnittlich etwa im sechsten Halbjahr der
entsprechenden Legislaturperiode. Die Landesregierungen brachten weniger Ände-
rungsentwürfe ein. Anders als auf der Bundesebene, wo dieser Weg verstellt ist,
setzte in Mecklenburg-Vorpommern eine Volksinitiative die Ergänzung einer Ver-
fassungsklausel auf die Tagesordnung.8
Auch hinsichtlich der jeweils geänderten Verfassungsmaterien ähnelten die
Länder sich nicht nur untereinander, sondern zugleich der Bundesebene stark. Es
handelte sich vorrangig um Regelungen zur Gesetzgebung und zum Parlament, zur
Rechtspflege und Verfassungsgerichtsbarkeit, während die Grundlagen des Staates,
die Präambel und Regierungsbelange (außer in Berlin) weitgehend unangetastet
blieben. Berlin reformierte auch die Verwaltung extensiv. Tabelle 2 belegt die
Schwerpunktsetzung. Sie gibt jeweils die Zahl der geänderten Artikel pro Materie
im Verhältnis zur Gesamtzahl der die entsprechende Materie normierenden Artikel
an. Die Änderungsschwerpunkte der Verfassungspolitik in den neuen Ländern und
Berlin unterscheiden sich von jenen der ostmitteleuropäischen Demokratisierer, wo
im selben Zeitraum am intensivsten die Normen zur Rechtspflege einschließlich
der Verfassungsgerichtsbarkeit, zur Staats- und Kommunalverwaltung sowie die
Grundrechte/Staatsziele und Parlamentsbestimmungen geändert wurden und die
Varianz der geänderten Materien stärker ausgeprägt war (Lorenz 2011a).
8 Als Reaktion auf die NPD im Landtag wurden die Staatszielbestimmungen um Artikel 18a ergänzt,
der den Staat zum Frieden und gewaltfreier Konfliktlösung verpflichtet und die Verbreitung extremi-
stischen Gedankengutes explizit für verfassungswidrig erklärt.
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Tabelle 2: Geänderte und ergänzte Verfassungsartikel bis 2010 nach Gebieten
B BB MV SN ST TH
Präambel  0/1 1/1 0/1 0/1 0/1 0/1
Grundrechte/Staatsziele  1/32 3/24 3/15 0/25 0/38 0/18
Grundlagen des Staates 2/5 0/4 0/4 0/13 0/2 0/4
Parlament 12/17 3/20 1/21 0/20 5/23 2/22
Regierung  7/4 2/14 0/11 0/11 0/10 0/9
Gesetzgebung 3/7 3/7 1/6 0/7 2/7 2/5
Verwaltung, kommunale Selbstverwaltung 7/12 2/5 1/7 0/11 0/6 0/8
Rechtspflege/Verfassungsgericht 2/7 4/6 1/5 0/5 0/5 1/6
Finanzwesen 0/11 0/7 1/8 0/8 1/8 0/6
Gemeinschaftsleben 0/26 0/12 0/25
Übergangs-, Schlussbest. 4/6 2/4 0/3 0/10 0/2 1/3
Zeitraum: Verfassungsgebung beziehungsweise -revision (Berlin 1995) bis 2010.
Lesehinweis: Vor dem Schrägstrich ist die Zahl der geänderten Artikel vermerkt, danach die Gesamtzahl
der Artikel, die diese Materie regeln.
Quelle: Flick 2008a, ergänzt und aktualisiert aufgrund eigener Recherchen.
Die verfassungspolitischen Änderungsschwerpunkte in den neuen Ländern und
Berlin (Gesetzgebung, Parlament, Recht) verbindet, dass die Entscheider – die Ab-
geordneten – sie aus ihrem Tätigkeitsfeld besonders gut kennen und dass sich in
ihnen konkrete Machtkonflikte des politischen Alltags manifestierten. Sie begrün-
deten die Änderungen oft als „Effizienzoptimierungen“, etwa bei der Ausdehnung
der Legislaturperioden auf fünf Jahre. In Berlin und Brandenburg, wo Verfassungs-
änderungen relativ regelmäßig stattfanden und sich auf diese Weise entsprechende
Routinen ausbildeten, wurden auch viele kleinere staatsorganisatorische Konkreti-
sierungen oder Ergänzungen in der Verfassung vorgenommen.9 Wie beim Grund-
gesetz kamen Änderungen an den Finanzbeziehungen zwischen den Ebenen hinzu,
allerdings nicht zwischen Bund und Ländern, sondern zwischen Land und Kom-
munen. In mehreren Fällen (Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg) wurde –
wie 1998 auch auf Bundesebene – die Verpflichtung zum finanziellen Ausgleich
bei Mehrbelastungen der Gemeinden im Falle einer Übertragung von Aufgaben er-
gänzt oder gestärkt.
9 Im Falle Brandenburg ging es bei den Verfassungsänderungen beispielsweise um die Regelungen
zum Volksentscheid zur Fusion Berlin-Brandenburg, zur Wahl des ersten Landtages des Landes und
zur Aushandlung und Beschluss der Länderfusion. Es wurde die Rolle Brandenburgs als lebendiges
Glied auch in der Einen Welt in die Präambel eingefügt, das Recht auf Initiierung von Volksbegeh-
ren konkretisiert, das aktive Wahlrecht auf 16 Jahre abgesenkt, Ausnahmen vom Wahlmodus Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen im Landtag per Gesetz oder parlamentarischer Geschäftsordnung zu-
gelassen sowie die Wahl des Datenschutzbeauftragten ohne Aussprache. Ergänzt wurde, dass per
Volksentscheid beschlossene Gesetze durch den Landtagspräsidenten ausgefertigt werden, der Mo-
dus für die Wahl des Ministerpräsidenten bei einer gescheiterten Vertrauensfrage, die Übertragbar-
keit der Ernennung gewählter Richter auf ein Regierungsmitglied, die Möglichkeit eines gesetzlichen
Höchstalters für Verfassungsrichter, eine mögliche Wiederwahl für zehn Jahre für Verfassungsrich-
ter, die Heraufsetzung der Wahlhürde für Verfassungsrichter im Parlament und die Möglichkeit der
Abweichung von den Berufungsmodi für Richter im Falle einer Errichtung gemeinsamer Gerichte
mit anderen Ländern per Staatsvertrag.
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Die wenigen von Landesregierungen initiierten Änderungen betrafen die Or-
ganisation und Folgeerscheinungen der Fusion von Ländern oder Landeseinrich-
tungen (bes. Brandenburg) sowie die Reaktion auf ein Urteil des Landesverfas-
sungsgerichts zu einem Volksbegehren (Thüringen). Das Interesse der Regierungen
in Berlin und Brandenburg an einer Fusion ihrer Länder oder von Behörden beider
Länder manifestierte sich dort in entsprechenden Verfassungsänderungen. Diese
Ausrichtung der verfassungspolitischen Bemühungen ähnelte dem Engagement der
Bundesregierungen, die Grundgesetzänderungen im Zusammenhang mit der euro-
päischen Integration und Änderungen in Bund-Länder-Verwaltungsbelangen an-
stießen (Lorenz 2009, 2011b).
Die verfassungstheoretische Literatur thematisiert eher selten solcherart mit
dem Tagesgeschäft zusammenhängende Motivlagen, die in der Praxis der neuen
Länder und Berlin, auf Bundesebene, aber auch in Ostmitteleuropa (Lorenz 2011a)
dominieren. Stattdessen beschränkt sie sich auf die Erwartung, dass Verfassungen
nach ihrer Verabschiedung gegebenenfalls sachlich korrigiert werden und später
dann an sich wandelnde Umstände angepasst werden müssen. Tatsächlich gab es in
Ostdeutschland auch solche Änderungen – allerdings in geringerem Umfang. Kor-
rekturen von Fehlentscheidungen manifestierten sich in der Umformulierung und
faktischen Absenkung der Hürden für die Nutzung plebiszitärer Elemente (außer in
Berlin10). Diese hatten sich in der Praxis entweder als grundsätzlich zu hoch erwie-
sen oder aber die formulierten absoluten Zahlen an nötigen Unterstützern für Volks-
begehren wirkten sich angesichts des Bevölkerungsschwundes zunehmend zu Un-
gunsten der potenziellen Nutzer aus. In Thüringen wurde die innovative Variante
der Abgeordnetenbesoldung zweimal korrigiert, da die Berechnungsgrundlage zu
unerwarteten Effekten führte.11
Als Anpassungen an sich wandelnde Rahmenbedingungen wurden verschie-
dene Verfassungsänderungen dargestellt, darunter als notwendige Reaktionen auf
Änderungen von Bundes- oder europäischen Normen, auf Änderungen der weite-
ren Rahmenbedingungen (z.B. demografische Entwicklung, Rechtsextreme im Par-
lament), auf die Rechtsprechung des Bundes- oder Landesverfassungsgerichts und
des Europäischen Gerichtshofes, aber auch auf Ereignisse, die öffentliche Auf-
merksamkeit erregten (z.B. Tod vernachlässigter Kinder12). Allerdings sollte berück-
sichtigt werden, dass diese Argumente in erster Linie der politischen Legitimation
von Vorhaben dienen und nicht zwangsläufig „objektive“ Gründe darstellen. Dies
zeigt sich unter anderem daran, dass nicht in allen Ländern ähnlich auf dieselben
Anlässe reagiert wurde. Unter welchen Voraussetzungen veränderte Rahmenbedin-
gungen in Verfassungsänderungen münden und welche nicht verfassungspolitisch
10 Auch hier wurde nach den ersten Erfahrungen mit Volksbegehren und Verfassungsgerichtsentschei-
dungen etwa zur Zulässigkeit von solchen Begehren verfassungsrechtlicher Korrekturbedarf wahrge-
nommen (Andreas Gram in Tagung 2008).
11 Die Abgeordnetenentschädigung wurde erst bis 2000, dann bis 2006 eingefroren und an die Ein-
kommensentwicklung im Land gekoppelt.
12 In Berlin und in Mecklenburg-Vorpommern wurden daraufhin Verfassungsergänzungen zum Thema
Kinderrechte vorgenommen.
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verarbeitet werden, ist bislang unerforscht. Dies gilt nicht nur für die Landesverfas-
sungspolitik.
3. Verfassungsdynamik jenseits von Verfassungsänderungen
Komplettiert wird das skizzierte Bild durch einen Blick auf jenen Verfassungswan-
del, der sich nicht in vom Parlament beschlossenen Änderungen am Verfassungs-
text offenbart.13 Die Verfassungssysteme der neuen Länder funktionierten in der
Praxis oft anders als die der alten (vgl. Melchert/Freitag i.d.B.14). Sachsen-Anhalt
beispielsweise, das verfassungsrechtlich eher wenig Innovatives aufbot und zu-
nächst vor allem als Betätigungsfeld für niedersächsische Politiker und Beamte
auffiel, die dort nach der Abwahl der christdemokratischen Landesregierung 1990
neue Aufgaben übernahmen, bot bereits mit Beginn der zweiten Legislaturperiode
eine Paukenschlag-Premiere. Nach der Wahlniederlage der schwarz-gelben Lan-
desregierung kam es erstmals zu einer (rot-grünen) deutschen Regierungskoalition,
die nur durch Tolerierung der PDS lebensfähig war. Dieses „Magdeburger Modell“
erkannte die SED-Nachfolgepartei nur wenige Jahre nach dem Systemwechsel in-
direkt als demokratische Partei an.
Wichtige Akteure des Verfassungswandels jenseits von Verfassungsänderun-
gen waren die Landesgerichte, die die Verfassungsnormen auslegen. Diese selbst,
einschließlich der Normen zu den Kompetenzen der Gerichte, das Klageverhalten
und das Entscheidungsverhalten der Richter waren richtungsweisend für möglichen
Verfassungswandel. Sie schufen ein Potenzial für Auslegungskonkurrenzen zwi-
schen den Gerichten der verschiedenen Ebenen.
Die Verfassungen in den neuen Ländern und Berlin15 räumten gute Klage-
möglichkeiten und den Gerichten recht breite Prüfungskompetenzen ein, darunter
im Organstreit, abstrakter und konkreter Normenkontrolle, Verfassungsbeschwer-
de, Wahl- und Mandatsprüfung, Verfahren der direkten Demokratie. Die Varianz
untereinander und gegenüber den alten Ländern war dabei relativ gering. Spezi-
fisch ist die Verankerung der kommunalen Verfassungsbeschwerde in allen neuen
Ländern (Flick 2008b). Beim in der Praxis am häufigsten angestoßenen Verfahren,
der individuellen Verfassungsbeschwerde, bieten die tendenziell niedrigeren Zu-
gangshürden zu den Landesverfassungsgerichten bessere Möglichkeiten der Ein-
klagung von Grundrechten als das Bundesverfassungsgericht. Nur in Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt verzichteten die verfassungsgebenden Parla-
13 Zur Bedeutung einer gemeinsamen Betrachtung expliziten und impliziten Wandels, um die Wir-
kungsweise und Wandel von Verfassungen zu verstehen, siehe u.a. Vorländer 2006: 235; Benz
2011b.
14 Der Vergleich bezieht sich wie beim Referenzautor Arend Lijphart nicht auf rein institutionelle Pa-
rameter. Er beinhaltet etwa die durch Wahlen herbeigeführte politische Fragmentierung im Parla-
ment. Vereinfacht könnte man sagen, es wurden die politischen Systeme und die Praxis ihrer Funkti-
onsweise miteinander verglichen.
15 Berlin hatte bis 1992 kein Verfassungsgericht.
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mente gemäß dem Rat ihrer Rechtsberater auf gerichtliche Handlungsmöglichkei-
ten auf Landesebene, um Interpretationskollisionen mit dem Bund zu vermeiden
(vgl. März 2005: 93, 100).16
Tabelle 3: Entscheidungen der Landesverfassungsgerichte nach Verfahrensart,
1996-2005
B BB MV SN SA TH Altländer*
Organstreit  18  14 3  4  5  5  4,3
Normenkontrolle  2  10 2  5  1  6  3,7**
Verfassungsbeschwerde 311  56 4 20 42 14 33,8**
Kommunalbeschwerde  58 1  3  9 20  6,0
Wahlprüfung  10  1  4  4  2,7
Prüfung Direktdemokratie  3  1  2  2,5
Summe (inkl. Sonstige) 344 140 10 38 57 49
* ohne den Ausreißer Bayern
** Mittelwert der Länder, in denen diese Verfahrensart vorhanden ist
Quelle: Flick 2008b auf Basis der Datenbank Juris.
Wie die Verfassungsänderungen variierte die Zahl der Verfassungsgerichtsentschei-
dungen trotz ähnlicher Rahmenbedingungen stark. Besonders die Entscheidungen
zu Verfassungsbeschwerden streuten beträchtlich. Berlin lag in dem von Tabelle 3
erfassten Zeitraum deutlich über dem Mittelwert der Altländer und ähnelte hierin
Bayern. Auch in Brandenburg und Sachsen-Anhalt gab es mehr Entscheidungen zu
Verfassungsbeschwerden als durchschnittlich in den Altländern, ganz im Gegen-
satz zu Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen. Bei den Normenkontrollverfah-
ren ragt Berlin ebenfalls – mit Brandenburg – hervor; das Berliner Umland lag zu-
dem bei den Organstreits und den Kommunalbeschwerden über dem Durchschnitt.
In Thüringen gab es in dem beobachteten Zeitraum ebenfalls auffallend viele Ent-
scheidungen zu kommunalen Verfassungsbeschwerden. Zusammenfassend scheint
es dort, wo mehr Verfassungsänderungen stattfanden, auch ein höheres Potenzial
für impliziten Verfassungswandel über Gerichtsinterpretation gegeben zu haben,
wenn man es anhand der Zahl der Entscheidungen misst.17
Trotz Varianz der nominalen Zahl der Entscheidungen gab es typische Proble-
matiken, zu denen die Verfassungsgerichte angerufen und damit als Vetospieler ak-
tiviert wurden. Sie berührten ähnlich wie die expliziten Verfassungsneujustierun-
gen „Nicht die großen Fragen des Verfassungslebens“, sondern die „Alltagsfragen
des parlamentarischen Lebens…, die Spielregeln des Parlaments“ (Finkelnburg
16 Sachsen-Anhalt erlaubt nur Klagen gegen formelle Landesgesetze (auch keine untergeordneten
Rechtsvorschriften), Mecklenburg-Vorpommern nur in Bezug auf Normen, bei denen der Schutzbe-
reich des Landesgrundrechts über den Schutzbereich des Bundesgrundrechts, wie es im Grundgesetz
normiert und ggf. vom Bundesverfassungsgericht ausgeformt ist, hinaus geht.
17 Es geht hier nur um das Potenzial. Von Verfassungswandel ist erst dann zu sprechen, wenn eine Ge-
richtsentscheidung das vorhandene konstitutionelle Normprogramm erweitern bzw. die Normadres-
saten mit neuen Verhaltensanforderungen konfrontieren (Kneip 2009; Bryde 1982: 21f.).
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2004: 2), darunter das Gebot parteipolitischer Neutralität regierungsamtlicher Öf-
fentlichkeitsarbeit, das Rederecht und Auskunfts- und Aktenvorlagerecht von Ab-
geordneten, die Befugnis und Grenzen der Antragstellung im Parlament, des Land-
tagspräsidenten zur Aufstellung der Tagesordnung, den Ausschluss eines Abgeord-
neten aus seiner Fraktion oder dem Parlament oder die Zulässigkeit von Volks-
initiativen.
Gerade bei Fragen, zu denen es keine etablierte Spruchpraxis gibt, in die sich
die Gerichte nur einfügen, kam ihnen, die eigentlich nur als Interpreten der Verfas-
sungsnormen einberufen sind, eine wichtige Rolle als potenzielle „Bremser“ oder
„Anschieber“ (Kneip 2007) institutionellen Wandels zu. Dies betraf beispielsweise
häufige Entscheidungen zur Überprüfung von Abgeordneten auf eine etwaige Mit-
arbeit im Staatssicherheitsdienst der DDR oder den Umgang mit Elementen direk-
ter Demokratie und das Verhältnis zwischen Bundes- und Landesrecht bei Staats-
zielen und Grundrechten (Finkelnburg 2004: 4). Die Entscheidung des Sächsischen
Verfassungsgerichtshofes zum Artikel 119 der Landesverfassung, der allen ehema-
ligen Mitarbeitern des DDR-Ministeriums für Staatssicherheit eine Tätigkeit im
Öffentlichen Dienst verwehrte, und zwar unabhängig von ihrer ehemaligen Funkti-
on,18 war beispielsweise eine wichtige Weichenstellung. Indem sie Ausnahmen von
diesem Grundsatz zuließ, legte sie die bundesweit einmalige Verfassungsklausel
verfassungskonform aus und machte möglicherweise eine entsprechende explizite
Verfassungsänderung unnötig.
Während die generelle Bedeutung der Landesverfassungsgerichte jener in vie-
len ostmitteleuropäischen Staaten ähnelte (Schwartz 2000: 227ff.), hatte die teil-
weise von ihnen angestoßene Verfassungsdynamik in den neuen Ländern und Ber-
lin aber eben nicht nur Effekte für die Länder allein, sondern auch für das Bund-
Länder-Verhältnis. Im 1993 abgeschlossenen „Honecker-Verfahren“ hielt sich das
Berliner Verfassungsgericht für berechtigt, die Anwendung von Bundesrecht durch
Landesgerichte auf die Verletzung von Landesgrundrechten zu überprüfen (Menzel
2000: 621f.). Es bewertete bekanntlich eine Strafverfolgung des ehemaligen DDR-
Staatsratsvorsitzenden aufgrund seines schlechten Gesundheitszustandes für nicht
vereinbar mit Art. 1 GG („Die Würde des Menschen ist unantastbar.“). Die Sachla-
ge war jedoch in Rechtsprechung und Literatur umstritten. Wegweisend wurde da-
her der Anruf des Bundesverfassungsgerichts durch den Sächsischen Verfassungs-
gerichtshof nach Art. 100 III des Grundgesetzes, der die Karlsruher Richter zwang
zu urteilen, ob ein Landesverfassungsgericht über eine bei ihm gegen das Urteil ei-
nes Landesgerichts eingelegte Verfassungsbeschwerde entscheiden darf, mit der
18 „Für die Einstellung in den öffentlichen Dienst und die Weiterbeschäftigung im öffentlichen Dienst
gelten die Bestimmungen des Vertrages über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Einigungs-
vertrag). Die Eignung für den öffentlichen Dienst fehlt jeder Person, die 1. gegen die Grundsätze der
Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat, insbesondere die im Internationalen Pakt über
bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 gewährleisteten Menschenrechte oder die
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 enthaltenen Grundrechte
verletzt hat oder 2. für das Ministerium für Staatssicherheit/Amt für nationale Sicherheit der DDR
tätig war, und deren Beschäftigung im öffentlichen Dienst deshalb untragbar erscheint.“
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die Anwendung von Bundesrecht beanstandet wird. Das Bundesverfassungsgericht
stärkte daraufhin die Landesverfassungsgerichte: Sie dürfen Entscheidungen der
Gerichte der Länder an Landesgrundrechten messen, wenngleich nur soweit diese
einen dem Grundgesetz (und seiner Auslegung durch das Bundesverfassungsge-
richt) mindestens vergleichbaren Schutz gewährleisten (BVerfG, 2 BvN 1/95 vom
15.10.1997).
Der Sächsische Verfassungsgerichtshof entkräftete darüber hinaus mit einer
eigenen Entscheidung die landläufige Behauptung, dass Staatszielbestimmungen
praktisch wirkungslos seien, als er mit Verweis auf das Staatsziel Umweltschutz
der Verfassungsbeschwerde von Naturschutzverbänden gegen die Entscheidung ei-
nes Landkreises stattgab, ein vom Verteidigungsministerium in einem Naturschutz-
gebiet geplante Manöver zuzulassen. Bei anderen Entscheidungen war er zurück-
haltender. Bei den mehrfachen Klagen auf Sachsens Verfassungsklausel „Das Land
unterhält keinen Geheimdienst mit nachrichtendienstlichen Befugnissen“ versuchte
er wiederholt, um Aussagen zur verfassungsrechtlichen Regelungskompetenz der
verschiedenen Ebenen herumzukommen (Tagung 2008).
Dass in Demokratien Verfassungsgerichte nicht das letzte Wort haben müs-
sen, zeigte ein Beispiel in Thüringen. Das Landesverfassungsgericht erklärte hier
ein Volksbegehren zur verfassungsrechtlichen Absenkung der Quoren in der Volks-
gesetzgebung auf Antrag der Landesregierung für verfassungswidrig, da es gegen
die „Ewigkeitsklausel“, das Demokratieprinzip, Rechtsstaatsprinzip und Budge-
trecht verstoße. Diese Entscheidung wurde heftig öffentlich kritisiert. Als die Op-
positionsfraktionen SPD und PDS das Volksbegehren in leicht abgewandelter
Form als parlamentarische Initiative im Landtag einbrachten, wollte das CDU-Re-
gierungslager sich dem Votum der 363.000 Befürworter der Volksinitiative nicht
ganz entziehen und einigte sich mit den Initiatoren auf einen gemeinsamen Entwurf
einer Verfassungsänderung, die dann einstimmig angenommen wurde (Tagung
2008: 49).
Die Dynamik, die die Verfassungspolitik und Verfassungsinterpretation in
den neuen Ländern in das Mehrebenensystem der Bundesrepublik Deutschland
brachten, könnte potenziell sogar noch größer sein – siehe die selbstlimitierenden
Verfassungsregeln Sachsen-Anhalts und Mecklenburg-Vorpommerns und einige
Zurückhaltung der Gerichte. Die Hintergründe, Muster und Effekte des impliziten
Verfassungswandels in den (neuen) Ländern und seine Einbettung in den deutschen
Föderalismus müssten daher künftig genauer politikwissenschaftlich erforscht wer-
den. Bereits jetzt ist die Stabilität der Verfassungsinstitutionen angesichts der Än-
derungsintensitäten in vielen Fällen fiktiv. Selbst wenn der Innovationsgrad der
einzelnen Änderungen oft nicht sehr hoch ist, so ändern sich doch latent verfas-
sungspolitische Kosten-Nutzen-Kalkulationen und senken die Hürden für künftige
weitere Verfassungsänderungen (Lorenz/Seemann 2009).
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4. Vermutungen zur kompensatorischen Bedeutung der
Länder für die Integration
Während die Verfassungsgebung der Anfangsstunde, besonders auf Bundesebene,
zu Integrationsdefiziten führte, erfüllten Verfassungspolitik und -wandel in den neu-
en Ländern vermutlich eine ausgleichende Integrationsfunktion. Die Integration
gilt als eine wichtige Aufgabe von Verfassungen (Vorländer 2002, Schaal 2004)
und verlangt nach mehr als ihrer technischen Funktionsfähigkeit. Integration meint
dabei, inwieweit die von einer Institution Betroffenen sie respektieren, sich mit ihr
identifizieren und sie im Konfliktfall aktiv verteidigen (vgl. Weingast 1997: 251).
Theorien zu demokratischen Verfassungen und generell zu Institutionen in
Demokratien gehen davon aus, dass diese als reine Prozessstatuten entweder „ethisch
neutral“ (Schaal 2004) oder in gewisser Weise Spiegelbilder der Gesellschaft sind
beziehungsweise sein müssen, wenn sie langfristig Akzeptanz finden und integrie-
rend wirken sollen. Sind wichtige politische und sozioökonomische Interessen
nicht berücksichtigt, so bleibt das entstehende System nur solange stabil, wie sich
die Machtverhältnisse unter den Akteuren nicht ändern (Merkel 1994: 319). Ver-
zichte „der“ Verfassungsgeber darauf, den Erwartungen möglichst vieler zu genü-
gen, so „wird seinem Werk die Lebendigkeit und Aussagekraft fehlen, welche eine
politische Identitätsstiftung möglich macht“ (Franke/Kneifel-Haverkamp 1994: 138).
Allerdings kann Integration neben der Berücksichtigung von Werten oder die ge-
genteilige Wertneutralität auch über Diskurs sowie über zivilen Konflikt erzielt
werden. Hier spielen Verfassungsänderungen und Verfassungsrechtsprechung po-
tenziell eine wichtige Rolle (vgl. Schaal 2000, 2004).
Wie beschrieben, waren in den Verfassungskompromiss auf Bundesebene
zum Zeitpunkt der Einheit und auf Landesebene zum Zeitpunkt der Verfassungs-
gebung weder die moralischen Träger des Systemwechsels, die Bürgerbewegun-
gen, noch die Träger des alten Systems, verkörpert durch die PDS, eingebunden.
Zudem spiegelte das Grundgesetz kaum die infolge des Beitritts der DDR massiv
veränderte „Wertegemeinschaft“ Gesamtdeutschlands wider. Obgleich es empi-
risch keinen Zweifel an der grundsätzlichen funktionalen Integrationsleistung des
Grundgesetzes in den neuen Ländern gibt und es als gesamtdeutsche Verfassung
akzeptiert wird (Schaal u.a. 2010: 1119), sorgten die genannten Charakteristika der
Verfassungsgebung für Integrationsdefizite. Ihre Funktion, die zentralen Leitideen
und Ordnungsvorstellungen der Gesellschaft symbolisch darzustellen (Vorländer
2002), erfüllt die nun gesamtdeutsch geltende Verfassung in Bezug auf Ostdeutsch-
land nur teilweise. Signifikant weniger Ostdeutsche als Westdeutsche sind stolz auf
das Grundgesetz (65 vs. 77 Prozent) und auf die Grundwerte der Freiheit und
Rechtsstaatlichkeit in Deutschland (74 vs. 88 Prozent) (Schaal u.a. 2010: 12).
Heute wünscht fast jeder vierte Ostdeutsche eine grundlegende Überarbeitung des
Grundgesetzes, aber nur 14 Prozent der Westdeutschen. Deutschland als politisches
19 Ost- und Westdeutsche wurden hier u.a. nach Verfassungskenntnissen und der Bedeutung des Grund-
gesetzes für den Zusammenhalt der Deutschen gefragt.
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System ist für weniger Bewohner der neuen Länder die wichtigste Identifikationse-
bene als für Bewohner der alten Länder (26,8 gegenüber 32,5 Prozent).20 Auch ein
Teil der politischen Akteure und wissenschaftlichen Beobachtern meint, dass das
Grundgesetz bis heute kein verbindendes Element für die wiedervereinten Deut-
schen sei (Seils 2009; Stein und Preuß in Clucas u.a. 2010). Unter diesen Umstän-
den ist es fraglich, ob die erwähnte Normakzeptanz auch eine aktive Verteidigung
der Normen im Konfliktfall beinhalten würde.
Nicht selten wird argumentiert, die geringere Zufriedenheit Ostdeutscher mit
der Demokratie der Bundesrepublik sei durch die schlechtere soziökonomische La-
ge in den neuen Ländern bedingt. Diesen Zusammenhang mag es geben. Es lässt
sich indes nicht von der Hand weisen, dass Ostdeutsche heute noch genau mit den
Normen der Bundesverfassung weniger zufrieden sind, bei denen es bereits zur
Zeit des Beitritts und der Gemeinsamen Verfassungskommission Präferenzabwei-
chungen gab: Ihre verfassungsrechtlichen Vorlieben weichen häufiger ab in Bezug
auf Gleichheit, die Verpflichtung des Staates zur Gewährleistung sozialer Sicher-
heit, das Verhältnis zwischen Staat bzw. Politik und Bürger, Staat und Kirche und
Staat und Wirtschaft.21 So sprechen sich signifikant mehr Ostdeutsche für die Ver-
staatlichung der Schlüsselsektoren Wasser- und Energiewirtschaft, Post und Ban-
ken aus (Schaal u.a. 2010: 13). Eine große Mehrheit der Ostdeutschen hält seit
1990 durchgängig den Sozialismus für eine gute Idee, während sich im Westen Be-
fürworter und Gegner die Waage halten. Weniger Ost- als Westdeutsche befür-
worten die Soziale Marktwirtschaft. Im Gegensatz zu Westdeutschen bevorzugen
Ostdeutsche die Gleichheit gegenüber der Freiheit (Köcher 2009: 132f.).
Anders als bei der 1968er Protestgeneration der alten Bundesrepublik, die
überregional entstand, ballen sich die abweichenden verfassungspolitischen Präfe-
renzen Ostdeutscher regional und werden oft selbst dort nur von einer Minderheit
vertreten. Diese strukturelle Asymmetrie macht es für sie aussichtslos, das Institu-
tionensystem in den betreffenden Punkten (Verhältnis Staat – Wirtschaft, Staat –
Bürger) ändern zu können. Dies verstetigt möglicherweise die diagnostizierte
schweigende Unzufriedenheit mit der Demokratie der Bundesrepublik (Fuchs 1997;
Gabriel 2000; Veen 1997) oder den Rückzug aus der verfassten Demokratie, z.B.
über Wahlenthaltung und ein geringes Engagement in Parteien.22 Dieses Verhalten
ist nicht verfassungsfeindlich, es widerspricht jedoch der Logik der bundesrepubli-
kanischen Demokratie (Art. 21 GG) und ist geeignet, ihre Funktionsweise latent zu
verändern. Ein Wirtschaftswunder wie in der alten Bundesrepublik – einst ein
wichtiger Motor dafür, dass die Bürger trotz zunächst kaum ausgeprägter Demo-
20 Die Frage lautete: „Welcher Ebene fühlen Sie sich in erster Linie zugehörig: Ihrer Stadt oder Ge-
meinde, Ihrem Bundesland, Deutschland oder Europa?“
21 Vgl. zur Verfassungspolitik am Zentralen Runden Tisch und danach bis zum Ergebnis der Gemein-
samen Verfassungskommission von Bundestag und Bundesrat u.a. Bremers 1997; Guggenberger/
Stein 1990; Deutscher Bundestag 1993.
22 Zu den Alternativen der Abwanderung beziehungsweise Rückzugs (exit) und Protests (voice) siehe
Hirschman 1970.
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kratiefreundlichkeit23 das Grundgesetz annahmen (Glaeßner 1999: 46f.) –, ist in
Ostdeutschland auch in absehbarer Zeit nicht in Sicht und kann daher nicht Abhilfe
schaffen. Entsprechend ist auch Zustimmung zur Demokratie nach dem bundesre-
publikanischen Modell nur bedingt als Gratifikation für den in ihrem Rahmen ge-
schaffenen Wohlstand zu erwarten.
Wenn die Integrationsleistung der Verfassung so wichtig ist wie theoretisch
vermutet, dann stellt sich die Frage, warum die Ostdeutschen trotz der unvollstän-
digen Integration durch die Bundesverfassung mehrheitlich das politische System
der Bundesrepublik befürworten. Möglicherweise leisteten die Landesverfassungen
sowie ihre Änderungen und ihr Wandel einen wichtigen Beitrag zum Ausgleich
dieses partiellen Integrationsdefizites. Wie eingangs erwähnt, spiegelten sie von
Anbeginn besser die Werteorientierungen der Bürger der neuen Länder wider. Die
stärkere Integrationsleistung ist somit rational24 begründet. Man kann spekulieren,
dass die spätere Einbindung der Opposition in die Kompromisse zu den Verfas-
sungsänderungen und die erfolgreiche Einbringung von Verfassungsklagen auf der
Landesebene diesen Kompensationseffekt noch verstärkten, indem sie die Kon-
flikte zwischen den politischen Eliten zu Fragen des Systems öffentlich abmilder-
ten und so die politische Meinungsbildung der Bevölkerung prägten. Mit Blick auf
die Ergebnisse der Demokratisierungsforschung, u.a. zu Lateinamerika, ist die Po-
litik gegenüber den alten Eliten wichtig dafür, ob sich in der Gesellschaft eine Zu-
stimmung zum neuen System entwickelt oder Ressentiments Nahrung erhalten. Ihr
Ausschluss befeuere mögliche revanchistische Einstellungen bei Anhängern des
alten Regimes und vergebe die Chance, sie als Unterstützer der Demokratie zu ge-
winnen (Linz 1978).
Im Gegensatz zur Bundesebene wurde in den Ländern die PDS beziehungs-
weise Linkspartei in den Konsens zu Verfassungsänderungen aktiv einbezogen.
Sehr häufig war sie bereits an der Erarbeitung solcher Änderungsentwürfe beteiligt,
auch wenn ihre Zustimmung nicht nötig war, um sie anzunehmen. Tabelle 4 zeigt,
dass die Nachfolgepartei der SED besonders oft in Berlin, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Thüringen Teil der Abstimmungskoalitionen war und sich damit verspä-
tet und indirekt dem Elitenkonsens über die Verfassung anschloss. Gefördert wurde
die Einigungsbereitschaft durch den oben beschriebenen Umstand, dass viele Ver-
fassungsänderungen das Alltagsumfeld der Abgeordneten betrafen und damit we-
niger „große“ ideologische Konfliktthemen.
23 Sie dazu die Untersuchungsbefunde in Merritt/Merritt 1970; Almond/Verba 1963.
24 Rational meint die Abwägung von allgemeinem Nutzen und Kosten, wobei der Nutzen sich auch aus
symbolischer Repräsentation ergeben kann, das heißt nicht an quantifizierbare materielle Vorteile
gebunden ist.
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Tabelle 4: Die PDS bzw. Linkspartei, Linke als Teilnehmerin des
Verfassungs(änderungs)konsenses
Land Anzahl der Änderungsgesetze Zustimmung der PDS/Linkspartei
Berlin 11 9
Brandenburg  5 2
Meckl.-Vorpommern  3 3
Sachsen  0 0
Sachsen-Anhalt  1 1
Thüringen  4 3
Quelle: eigene Auswertung der Landtagsdokumentationen. (Stand: 31.12.2010)
Wie bereits erwähnt, können Integrationsdefizite auch über eine konfliktive Aneig-
nung der Normen ausgeglichen werden. Für die Bundesrepublik der 1970er Jahre
stellte Hans Vorländer fest: „Durch den Streit um die Verfassung bildete sich eine
demokratische Kultur aus, die den offenen politischen Konflikt riskierte, wobei der
Verfassung die Aufgabe zukam, die gesellschaftlichen und politischen Interessens-
konflikte zu kanalisieren und in befriedender Absicht zu begrenzen“ (Vorländer
2009: 83). Indem es gelang, Auseinandersetzungen etwa um den „Radikalenerlass“
oder § 218, innerhalb der Konfliktschlichtungsmechanismen des bestehenden Sys-
tems zu kanalisieren, wurde auch eine gewisse Akzeptanz dieses Systems geschaf-
fen, auf dessen Normen sich die Beteiligten (auch die Protestierenden) beriefen,
um eigene Interessen durchzusetzen. In der Bundesrepublik entstand so die Idee ei-
nes institutionen- statt geschichtsgeleiteten „Verfassungspatriotismus“ (Sternberger
1990; Vorländer 2007). Die oben zitierte Integrationsdefinition von Weingast
schließt ebenfalls den Gedanken ein, dass das aktive Engagement für die Sicher-
stellung der Verfassungsnormen ein Zeichen von Integration ist. Solche Konflikte
können beispielsweise über Klagen vor den Verfassungsgerichten ausgetragen
werden.
Dass nicht nur der Bund, sondern auch die Landesebene Raum für eine derart
konfliktive Aneignung bietet, vergrößert die Chance, dass der Integrationsmecha-
nismus über die Landesverfassung noch weiter greift. So erklärte die ehemalige
brandenburgische CDU-Fraktionsvorsitzende und spätere Justizministerin Beate
Blechinger: „Die Bürger unseres Landes haben die Verfassung als die ihre ange-
nommen und machen von den Chancen, die sie ihnen bietet, auch aktiv Gebrauch.
Das wird nicht zuletzt deutlich mit Blick auf das brandenburgische Verfassungsge-
richt. Dessen Arbeit… wird auch von den Brandenburgern – eben im Vertrauen auf
die Grundsätze der Verfassung – rege in Anspruch genommen“ (Tagung 2008: 21).
Dies ist umso bemerkenswerter, als viele Ostdeutsche zunächst emotional zurück-
haltend gegenüber einer Ausfechtung von Konflikten mit staatlichen Autoritäten
auf dem Gerichtsweg waren (Eschen 2000).25 Die Landesgerichte erscheinen mög-
licherweise erreichbarer als Gerichte auf Bundesebene.
25 „Die Furcht davor, bei irgendwelchen Instanzen ‚informell‘ als aufmüpfig ‚notiert‘ und gänzlich aus-
gegrenzt zu werden, bestimmte nicht selten die Motivation, lieber nachzugeben als zu versuchen sich
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Die Oppositionsparteien nutzen alle rechtsstaatlichen Instrumentarien zur Ab-
sicherung eigener Interessen seit langem aktiv, sowohl in den Ländern (vgl. Flick
2009) als auch auf Bundesebene (Stüwe 1997). Beispielsweise klagten 1999 die
PDS-Fraktion im Thüringer Landtag und eine Landtagsabgeordnete erfolgreich ge-
gen den Beschluss des Landtags, der Abgeordneten aufgrund von Amtsunwürdig-
keit das Mandat zu entziehen, weil sie in der Vergangenheit mit dem DDR-Mi-
nisterium für Staatssicherheit zusammengearbeitet hatte. Sie behielt daher trotz des
Landtagsbeschlusses ihr Mandat. Das sächsische Landesverfassungsgericht urteilte
1996 im Organstreitverfahren der PDS-Fraktion gegen den Landtag, dieser habe
das Landesverfassungsrecht auf Chancengleichheit (Art. 39, Abs. 3) verletzt, in-
dem er bei der Wahl der Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommission
alle von der PDS-Fraktion bis dahin vorgeschlagenen Abgeordneten abgelehnt hat-
te, ohne durch geeignete verfahrensmäßige Vorkehrungen sicherzustellen, dass sol-
che Ablehnungen nicht von sachwidrigen Gründen bestimmt werden (LVerfGE 4,
288).
Auch „einfache Bürger“ profitierten von Klagen. Der ehemalige SPD-Frak-
tionschef im Brandenburgischen Landtag, Wolfgang Birthler, beschreibt, wie sie
und das Landesverfassungsgericht geradezu lehrbuchgemäß gemeinsam eine ver-
fassungsrechtliche „Wachhundfunktion“ ausfüllen: „Und auch die Abgeordneten-
rechte werden bei uns sehr aktiv [durch die Bürger, A.L.] wahrgenommen, insbe-
sondere bei Anfragen und ähnlichem, da hat sich unser Verfassungsgericht schon
häufig damit beschäftigen müssen. Das trifft auch die Landesregierung. Die be-
kommt alle zwei Jahre eins auf den Deckel, wenn die Auskunftspflicht, die in
Brandenburg auch sehr umfassend ist, sich auch auf größere Politikprojekte und
auf Landesplanung mit bezieht, nicht ausreichend wahrgenommen wird“ (Tagung
2008: 233f.26). Das sächsische Landesverfassungsgericht ließ Volksbegehren zu,
die Landtagspräsident Erich Iltgen aus verfassungsrechtlichen Gründen gestoppt
hatte. Ein ehemaliger sächsischer Verfassungsrichter erinnert sich: „Das lag aber
dran, dass im Verfassungsgericht – wir waren zu acht oder neunt, ich glaube zu
acht – eben nur zwei Wessis saßen zunächst… alle anderen waren Ossis und die
haben gesagt: ‚Naja, lass das Volk doch zu Worte kommen.‘ So einfach ist das
dann“ (Tagung 2008: 171). Kann das sein, möchte man ergänzen.
Ermöglicht durch den verfassungsrechtlich geschützten, recht offen gehalte-
nen Zugang zu Verfassungsklagen, treten weitere Nutznießer dieses Instruments
durchzusetzen“. Zudem gab es eine Routine und Präferenz der „persönlichen Vorsprache“ bei Ge-
richten anstelle eines Vertrauens in die Neutralität der Justiz (Eschen 2000).
26 Diese und die folgenden Aussagen wurden auf einer von der Verfasserin organisierten Tagung im
Bundesrat 2008 getroffen, an der zentrale Akteure der Verfassungspolitik aller Parlamentsparteien
und genannten Länder teilnahmen. In problemstellungsorientiert angelegten Diskussionsforen ant-
worteten sie auf Fragen der Autorin zur Verfassungspolitik. Diese Erhebungsmethode sollte einer-
seits eine Konsistenz der Datenerzeugung (identisches Setting) gewährleisten, andererseits Offenheit
für Informationen, Zusammenhänge und Sichtweisen, die bei der theoriegeleiteten Konzeption der
Befragung nicht im Blick waren (Leitfaden). Solche zusätzlichen Informationen konnten dann durch
Rückfragen bzw. selbständige Bezugnahmen der Teilnehmer untereinander sogleich auch für die an-
deren Befragten erhoben werden (Konsistenz).
Astrid Lorenz92
der Konfliktaustragung hinzu. So gab das brandenburgische Landesverfassungsge-
richt 2002 den kommunalen Verfassungsbeschwerden zweier Landkreise gegen
Landesgesetze zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes und des Haushalts-
strukturgesetzes 2000 statt, weil entgegen den Bestimmungen der Landesverfassung
keine ausreichenden Regelungen zur Deckung der Kosten getroffen wurden
(LVerfGE 13, 98). In Mecklenburg-Vorpommern klagten 2006 gleich elf von
zwölf Landkreisen und 24 Abgeordnete der CDU-Landtagsfraktion erfolgreich ge-
gen das Verwaltungsmodernisierungsgesetz der damaligen rot-roten Landesregie-
rung. Das Landesverfassungsgericht bewertete dieses Gesetz 2007 als im Wesentli-
chen verfassungswidrig, da es das Verfassungsrecht auf kommunale Selbstverwal-
tung (Art. 72) verletze, die Kreisgestaltung den Kreistagsabgeordneten keine zu-
mutbare ehrenamtliche Tätigkeit ermögliche und entsprechende „schonende Alter-
nativen“ nicht genügend geprüft worden seien (MV 2007).
All dies sind Beispiele dafür, welche Mechanismen eine Brückenfunktion
zwischen Landeseliten und Gesellschaft leisten können, um Integration zu fördern.
Über erfolgreiche Klagen gegen Regierungsmehrheiten und Staatshandeln verbrei-
tet sich auf Landesebene die Kunde, dass die Verfassung – in Gestalt der sie ausle-
genden Gerichte – die Rechte aller selbst gegen die Vorstellungen der regierenden
Mehrheit verteidigt, was Integration stiften kann (siehe auch Endler u.a. 2000;
Schaal 2000). Siegfried Friese, SPD-Abgeordneter im Landtag Mecklenburg-Vor-
pommern, beschreibt dies so: „Die Bedeutung der Verfassung rückt jetzt wieder
etwas in den Fokus der Öffentlichkeit, wenn es zu Rechtsprechungen des Landes-
verfassungsgerichtes… kommt. Da merkt die Öffentlichkeit auf einmal: Da ist ja
ein Instrument, die Landesverfassung, mit dem man etwas bewegen kann…“ (Ta-
gung 2008: 186). Daraus entsteht nicht automatisch Verfassungsromantik, wie der
Berliner Rechtspolitiker Andreas Gram (CDU) erklärt: „Natürlich hat das Verfas-
sungsgericht einen hohen Stellenwert, weil es permanent in der Zeitung steht und
die Streitfragen, die die Politik nicht in der Lage ist zu entscheiden, immer ent-
scheiden muss... Das lesen die Leute. Aber die haben doch nicht das Gefühl, nur
weil sie jetzt zum Verfassungsgericht können, dass sie jetzt durch die Verfassung
plötzlich identitätsgestiftet sind. Sondern sie sehen: In der Verfassung ist ein Punkt,
der mir bei der Durchsetzung meines Individualrechts hilft. Dieselben Sätze: ‚Da
gehen wir mal zum Verfassungsgericht...‘, die höre ich auch als Anwalt, perma-
nent. Aber da habe ich noch nie gehört: ‚Aber schön, dass es auch den Minderhei-
tenschutz gibt!‘... Die Rechtsweggarantie, die finden sie gut“ (Tagung 2008: 202).
Doch auch dieser instrumentelle Verfassungspatriotismus aus Eigennutz kann,
wie bereits in der alten Bundesrepublik, eine wichtige Integrationsfunktion leisten.
Linken-Politiker Klaus Bartl, Verfassungs- und rechtspolitischer Sprecher seiner
Partei im Sächsischen Landtag, dazu: „Wer sich darum kümmert, dass es ein Ver-
fassungsgericht gibt, der kümmert sich auch in Teilen darum, was in der Verfas-
sung steht… mindestens stiftet sie die demokratische Identität… Einen erheblichen
Wert hat die Verfassung inzwischen ja für die, die zu meiner politischen Auffas-
sung neigen. Wir waren inzwischen 16 oder 17 Mal vorm Verfassungsgericht. Ha-
ben 14 Mal vorm Verfassungsgericht gewonnen. Es ist immer schwer für Juristen,
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bei Linken sich zu vermitteln, weil das immer mit einem gewissen Verdacht des
Legalistischen verbunden ist. Ich kann immer im Prinzip sagen: ‚Was wollt ihr
denn? Ich gehe zum Verfassungsgericht und klage und da guckt mal niemand da-
nach, ob da nun Linke drauf steht oder nicht.‘ Wenn wir uns in der Sache bewegen
konnten, kriegen wir Recht. Und das halte ich zum Beispiel für eine identitätsstif-
tende Wirkung“ (Tagung 2008: 202).
Über die genannten Mechanismen können auch jene, die nicht in den ur-
sprünglichen Verfassungskompromiss eingebunden waren, zu Befürwortern und
Verteidigern des Verfassungssystems gegenüber potenziellen Eingriffen vonseiten
etwa der Regierungsparteien werden.
Dies strahlt vermutlich auf die Meinungsbildung in der Bevölkerung ab. Eine
Befragung aus dem Jahre 2008 zur Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit
den verschiedenen politischen Ebenen ergab, dass die Bewohner der neuen Länder
ihrem eigenen Bundesland im Schnitt eine weit größere Bedeutung beimessen als
Westdeutsche, obgleich die DDR seit 1952 ein zentralistischer Staat war und Bun-
desländer anders als etwa Regionen zunächst einmal nur politisch-administrative
Einheiten zu sein scheinen. Für durchschnittlich 16,2 Prozent in den neuen Ländern
gegenüber 9,4 Prozent in den alten Ländern war das Bundesland 2008 die wichtigs-
te Ebene der Identifikation. Zwar identifizieren sich überall mehr Menschen mit
Deutschland als mit dem Bundesland, doch ist dieser Wert in den neuen Ländern
systematisch niedriger als in den alten. Ebenfalls deutlich ist der Unterschied bei
der Frage, welche Ebene künftig eine stärkere Rolle spielen sollte. Die meisten
Menschen in den neuen Ländern (durchschnittlich 64,8 Prozent vs. 56,7) wünschen
sich eine stärkere Rolle für ihre Länder und zeigen sich wesentlich zurückhaltender
gegenüber einem Bedeutungsgewinn der europäischen Ebene als die Bürger in den
alten Ländern (53,6 Prozent vs. 61,6) (Bertelsmann 2008: 19).27
Ob die Identifikation mit Land und Kommune tatsächlich Identifikationsdefi-
zite der Bundesverfassung ausgleicht, wie dieser Kompensationsmechanismus ge-
nau funktioniert und ob er zur allgemeinen Systemakzeptanz beiträgt,28 wurde bis-
lang noch nicht systematisch-empirisch geprüft. Unter welchen Bedingungen kann
die Landesebene dies leisten? Ist die Chance dazu im nicht historisch gewachsenen
Kunstgebilde Sachsen-Anhalt geringer ausgeprägt als in Sachsen mit seinem histo-
rischen Bewusstsein? Ist die Chance dazu höher, je häufiger Parteien oder je häufi-
ger Nichtregierungsakteure erfolgreich vor Verfassungsgerichten klagen? Wirkt
der Kompensationsmechanismus nur in den neuen Ländern? Bislang wissen wir es
nicht empirisch gesichert.
27 Gleichzeitig betrachteten 44 Prozent gegenüber 37,9 in den alten Ländern die kommunale Ebene als
wichtig für ihre Identität (Bertelsmann 2008: 14).
28 Die Verbundenheit mit der Region kann nach weiteren Faktoren variieren, so Alter, Qualifizierungs-
grad, Verweildauer im Land, Region innerhalb des Landes, wie Studien zu Sachsen-Anhalt zeigen
(Sachsen-Anhalt-Monitor 2007: 11ff., 2010: 8ff.). Dass die Identifikation mit diesem Land, die noch
in den 1990er Jahren relativ niedrig ausgeprägt war, seither deutlich stieg (ebd.), weist ebenfalls dar-
auf hin, dass die hier angenommene Kausalbeziehung zwischen Verfassungsgehalt und Integrations-
kraft durch andere Faktoren beeinflusst ist. Die signifikanten Unterschiede zwischen alten und neuen
Länder lassen jedoch vermuten, dass dieser Effekt stärker ist.
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Sollten die vermuteten Zusammenhänge zutreffen, so wären nicht nur Refor-
men und impliziter Wandel des politischen Systems auf Bundesebene, sondern
auch auf Landesebene geeignete Wege, um die – für ganz Deutschland – beklagte
zunehmende Distanz zwischen Regierenden und Regierten zu beheben. Berück-
sichtigt man, dass die Länder eine relativ begrenzte politische Gestaltungsmacht
haben, weil sie Entscheidungen vielfach gemeinsam mit dem Bund treffen, so gin-
ge der Nutzen einer stärkeren – und sei es symbolischen – Verfassungsintegration
über die Länder und der Chance politisch-institutioneller Experimente im Kleinen
mit geringen Risiken für die Stabilität der bundesdeutschen Demokratie einher.
5. Resümee und Ausblick
Der Beitrag analysierte unter Rückgriff auf Fragen der vergleichenden Verfas-
sungs- und Föderalismusforschung die Verfassungsdynamik in den neuen Ländern
und Berlin und diskutierte ihre Effekte auf die Integration durch Verfassung. Dabei
zeigte sich, dass die Landesverfassungen recht oft per Gesetz verändert wurden.
Schwerpunkt waren Änderungen von Parlamentsmaterien in der zweiten Hälfte der
Legislaturperiode. Die teils neuartigen Verfassungsnormen der neuen Länder und
die durch Kläger aktivierten Gerichte bewirkten zusammen eine Dynamik auch in
der Rechtsauslegung und im Bund-Länder-Verhältnis der Gerichte. Die von der
Literatur zumeist unterstellte Verfassungsstabilität in Demokratien ist daher trotz
Kontinuität im Großen fiktiv. Allerdings streute der Änderungsaktivismus stark.
Dies fordert angesichts der recht ähnlichen Rahmenbedingungen der Verfassungs-
entwicklung dazu heraus, verfassungstheoretische Grundannahmen zu hinterfragen,
zu präzisieren oder ggf. zu ergänzen.
Der Beitrag argumentierte darüber hinaus, dass die Länder aufgrund des Mehr-
ebenengefüges Integrationsdefizite der Bundesebene ausgleichen können. Auf Bun-
desebene existiert ungeachtet einer allgemeinen Systemakzeptanz eine anhaltende
Diskrepanz zwischen Verfassungsnormen und den Verfassungspräferenzen Ost-
deutscher. Als Mechanismen des Integrationsausgleichs wurden eine stärkere Kon-
gruenz von Präferenzen und Normen in den Ländern, die Integration der PDS bzw.
Linken in den Verfassungs(änderungs)konsens und die konfliktive Aneignung
durch Klagen vor den Verfassungsgerichten sondiert. Diese Vermutungen müssten
künftig systematisch auch für die alten Länder und andere Föderalstaaten geprüft
und die Kausalitätsbeziehungen der Verfassungsentwicklung im Mehrebenensys-
tem erforscht werden – und zwar sowohl für Verfassungsänderungen per Gesetz als
auch für den Verfassungswandel per Gerichtsentscheidungen oder die aktive Un-
terlassung solcher Handlungen.
Eine hohe Verfassungsdynamik ist nicht per se besser als Verfassungsstabili-
tät. Allerdings können bestimmte Merkmale von Verfassungspolitik und des Ver-
fassungswandels möglicherweise integrierend wirken. Die Befunde bestärken dar-
in, neben den inhaltlichen Effekten auch solche Auswirkungen der Verfassungs-
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entwicklung wissenschaftlich stärker zu beobachten. Die Konkurrenz institutionel-
ler Entwürfe auf Länder- und Bundesebene, wechselseitiger Austausch und Inno-
vationen „im Kraftfeld von ,Versuch und Irrtum‘ “ eröffnen nicht nur ganz tech-
nisch Chancen für Experimente (Häberle 1993: 77; siehe auch Franke/Kneifel/Ha-
verkamp 1994: 148; vgl. allgemein Bednar 2011; Benz 2011a; Behnke/Benz 2009),
vielleicht fördern diese Experimente auch die Integration durch Verfassung auf
Landesebene mit positiven Rückwirkungen auf das gesamte föderale System, ohne
dass Risiken sogleich dessen Funktionalität bedrohen. Als „Aufschwung Ost“ be-
zeichnete der Verfassungsrechtler Horst Dreier den Ausbau des Landesgrund-
rechtsschutzes in einigen alten Ländern, die nach dem Vorbild der neuen29 die
Landesverfassungsgerichte und den Zugang zur Verfassungsbeschwerde stärkten
(Dreier 2000: 16). Möglicherweise wäre es ein „Aufschwung Gesamt“, wenn in
ganz Deutschland das Bewusstsein für das Integrationspotenzial einer lebendigen
Verfassung auf Landesebene wächst.
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